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Ein deutlich sichtbarer Ausdruck der immer bedrohli-
cheren Verhärtung der Fronten zwischen dem Westen 
und Russland stellt die wachsende NATO-Militärprä-
senz an der Ostflanke dar. Nun kündigte Verteidigungs-
minister Boris Pistorius Pläne für eine nochmalige 
drastische Erhöhung der deutschen Präsenz in Litauen 
an. Erstmals sollen dabei Soldat*innen der Bundes-
wehr im großen Stil und mit allem was dazugehört 
dauerhaft im Ausland stationiert werden. Im Zuge 
dessen wird gleichzeitig auch der letzte Sargnagel in 
die NATO-Russland-Grundakte geschlagen, mit der 
dieses Vorhaben in keiner Weise vereinbar ist. Wann 
die benötigte Infrastruktur bereitstehen wird, ist unklar, 
Litauen hat sich aber bereit erklärt, hier aufs Gas zu 
drücken – ob die Bundeswehr für ihre Pläne aber genug 
Soldat*innen finden wird, ist durchaus fraglich. 

Vom Bataillon zur Brigade

Bereits beim NATO-Gipfel in Warschau wurde im Juli 
2016 mit der „Enhanced Forward Presence“ (EFP) die 
Einrichtung permanenter NATO-Basen in den drei bal-
tischen Staaten und in Polen beschlossen. Stationiert 
wurde zunächst jeweils ein Bataillon (~1.000-1.500 
Soldat*innen), wobei Deutschland in Litauen die Füh-
rungsrolle übernahm: „Das EFP-Bataillon ist Teil der 
Verteidigungsplanung Litauens unter Führung der 
Infanteriebrigade Iron Wolf, die ihren Sitz in Rukla 
hat“, erklärte das Reservistenmagazin loyal. „Sie bildet 
mit der leichten Infanteriebrigade Griffin das gesamte 
litauische Feldheer. Die Streitkräfte des Landes umfas-
sen 22.000 Soldaten.“ 

Nach dem russischen Angriff auf die Ukraine und 
kurz vor dem NATO-Gipfel in Madrid wurde im 
Juni 2022 die Errichtung vier weiterer NATO-Basen 
beschlossen (in der Slowakei, Ungarn, Rumänien und 
Bulgarien). Außerdem sollten die seit 2017 bestehen-
den Bataillone zumindest teilweise auf Brigadegröße 
(~3.000-5.000 Soldat*innen) aufgestockt werden – aus 
der Enhanced Forward Presence wurde so die „Intensi-

fied Forward Presence“ (IFP). Im deutschen Führungs-
bereich wurde die Truppenzahl allerdings zunächst 
„nur“ von rund 1.200 auf etwa 1.700 Soldat*innen 
vergrößert, wovon etwa die Hälfte aus der Bundeswehr 
stammte. Außerdem sollte die Verlegung des Gefechts-
stands einer deutschen Brigade mit 20 Soldat*innen ins 
litauische Rukla bei Bedarf eine rasche Vergrößerung 
der Truppenzahl auf die besagte Brigadegröße erlau-
ben (siehe IMI-Analyse 2023/30). In der Folge wurden 
litauische Regierungsvertreter*innen jedoch nicht müde 
weiter eine dauerhafte Präsenzerhöhung zu fordern.

Am 26. Juni 2023 besuchte Verteidigungsminister 
Pistorius nun den litauischen Truppenübungsplatz 
Pabradė in unmittelbarer Nähe der Grenze zu Belarus, 
auf dem das deutsche und das litauische Heer die bina-
tionale Übung Griffin Storm abhielten. Dabei wurden 
rund 1.000 Soldat*innen der Bundeswehr nach Litauen 
verlegt, wo sie dann eine Gefechtsübung mit 200 einhei-
mischen Streitkräften abhielten. Nach einem Gespräch 
mit seinem litauischen Kollegen Arvydas Anušauskas 
ließ Pistorius dann die sprichwörtliche Bombe platzen: 
„Deutschland ist bereit, dauerhaft eine robuste Bri-
gade in Litauen zu stationieren. Voraussetzung dafür 
ist, […] dass die entsprechende Infrastruktur vorhanden 
ist, Kasernen, Übungsmöglichkeiten und die genannten 
Depots. Wir reden bei einer Brigade von 4.000 Solda-
tinnen und Soldaten, plus Material, und bei einer dann 
dauerhaften Stationierung eben auch Familie.“

Mit Sack und Pack 

Die Verlautbarungen des Verteidigungsministers sind 
von erheblicher Tragweite, wie in militärnahen Medien 
wie etwa Soldat & Technik hervorgehoben wird: „Auf 
den ersten Blick hat diese Ankündigung enorme außen-
politische, als auch streitkräftepolitische Gravitas. […] 
An die Soldatinnen und Soldaten gerichtet bedeutet 
dies, dass sie sich über kurz oder lang darauf vorberei-
ten müssen ‚mit Sack und Pack‘ nach Litauen umzie-
hen zu müssen, nicht nur für wenige Monate, sondern 
dauerhaft.“

Litauen
Deutsche Brigade – Verfestigte Fronten

von Martin Kirsch und Jürgen Wagner

https://www.reservistenverband.de/magazin-loyal/die-neue-ostflanke/
https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr/anerkannte-missionen/efp-enhanced-forward-presence
https://www.imi-online.de/2022/06/10/robuste-kampfbrigade/
https://augengeradeaus.net/2023/06/kampfbrigade-nach-litauen-deutschland-sagt-erstmals-auslands-stationierung-zur-abschreckung-zu-zusammenfassung/
https://soldat-und-technik.de/2023/06/streitkraefte/35149/kommentar-bundeswehrbrigade-fuer-litauen-leere-worte-oder-tatkraeftige-umsetzung/?utm_source=CleverReach&utm_medium=email&utm_campaign=09-02-2022+Mittler+Morgenlage+AKTIV&utm_content=Mailing_13354623
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Tatsächlich handelt es sich hier um eine ganz 
andere Größenordnung als bislang: Bis auf einige 
kleinere Kontingente gibt es mit permanenten Aus-
landsstationierungen bisher in der Bundeswehr keine 
Erfahrungen. Das dürfte die Truppe vor erhebliche 
Herausforderungen stellen. Schließlich geht es hier 
nicht nur um die Soldat*innen an sich, sondern auch 
um deren Angehörige sowie die gesamte Infrastruktur, 
die neben Kasernen und Materialdepots auch Wohnun-
gen, Kindergärten, Schulen und dergleichen mitsamt 
entsprechendem Personal umfasst – insgesamt dürfte 
man hier von einer Zahl von gut und gerne 10.000 bis 
15.000 Personen sprechen. Es ist relativ offensicht-
lich, an welchem Vorbild sich hier orientiert wird, wie 
auch Brigadegeneral Christian Freuding, Leiter des 
Planungsstabs im Verteidigungsministerium, im Stern 
(13.8.2023) bestätigte: „‚Da gibt es natürlich viele 
Modelle. Wir blicken da insbesondere auf die ame-
rikanische Stationierung in Deutschland. Da wissen 
wir, welche soziale Einbettung es gibt von Schulen 
über Kindergärten, über Sozialeinrichtungen bis hin zu 
kulturellen Einrichtungen‘, sagt Freuding. ‚Wir haben 
damit wenig Erfahrung, aber da werden wir ein gutes 
Paket mit den Litauern zusammen hinkriegen‘.“ 

Dennoch müssen erst einmal Soldat*innen gefunden 
werden, die bereit sind, ihren Lebensmittelpunkt für 
mehrere Jahre ins Ausland zu verlagern – dazu gezwun-
gen werden können sie aktuell nicht: „Die dauerhafte 
Auslandsverwendung von Soldaten ist eigentlich nicht 
vorgesehen und kann auch – bisher – nicht verordnet 
werden. Nur bei zeitlich begrenzten, mandatierten Aus-
landseinsätzen oder ‚einsatzgleichen Verpflichtungen‘ 
wie etwa der Luftraumüberwachung an der Grenze zu 
Russland ist das möglich.“ (Die Zeit, 26.6.2023) Der 
Einsatz soll augenscheinlich mit Zulagen „versüßt“ 
werden, wie Spiegel Online (21.7.2023) berichtete: 
„Der Zuschlag pro Kopf dürfte sich auf rund 2000 
Euro monatlich belaufen – abhängig vom Grundgehalt. 
Hinzu kämen weitere Kosten, etwa für Mietzuschuss 
und Pauschalen für Ehepartner. Insgesamt sind pro 
Soldat und Monat Zusatzkosten in Höhe von rund 4000 
Euro realistisch. Im Jahr kämen so Ausgaben von rund 
190 Millionen Euro zusammen.“ 

Bislang galt die deutsche Präsenz in Litauen als eine 
solche einsatzgleiche Verpflichtung, allerdings ist es ein 
himmelweiter Unterschied, ob Soldat*innen für einen 
begrenzten Zeitraum oder langfristig abkommandiert 
werden: „Es werde ‚äußerst schwer‘ werden, so pro-
phezeit ein ranghoher Soldat, hinreichend Freiwillige 
zu finden. Und wenn man die Regelung ändert und die 
Versetzung anordnet? ‚Dann werden viele kündigen.‘„ 
(Ebd) Dementsprechend hielt sich auch die Begeiste-
rung des Bundeswehrverbandes in engen Grenzen, 
dessen Chef André Wüstner beim RedaktionsNetzwerk 

Deutschland mit folgenden Worten zitiert wurde: 
„Innerhalb der Bundeswehr hat die Ankündigung von 
Boris Pistorius überrascht. Es gibt eine Menge konzep-
tioneller Fragen, angefangen beim fehlenden Material, 
notwendigen strukturellen Anpassungen und schließ-
lich, wie sich diese Ankündigungen unmittelbar auf 
Soldatinnen und Soldaten von Heer, Streitkräftebasis 
und Sanitätsdienst sowie auf deren Familien auswir-
ken.“

Angesichts dieser bereits jetzt absehbaren Schwie-
rigkeiten versuchte Pistorius bei seinem Auftritt zeit-
lich ein wenig auf die Bremse zu treten: Das Kontingent 
werde „in dem Maße aufwachsen, wie die Infrastruk-
tur vorankommt“, so der Verteidigungsminister (Die 
Zeit, 26.6.2023). In weiser Voraussicht begann Litauen 
nach Angaben des Reservistenmagazins loyal bereits 
lange vor der jetzigen Entscheidung mit dem Aufbau 
der entsprechenden Infrastruktur – mutmaßlich auch, 
um Druck auf die nun erfolgten Ankündigungen zu 
erzeugen: „Bis 2027 soll ein EFP-Logistikhub in Rukla 
stehen. Die Fläche am Fluss Neris ist planiert. Beim 
loyal-Besuch wurde gerade das Erdreich verdichtet. 
Das Projekt wird von der NATO-Beschaffungsorgani-
sation NSPA betreut, ebenso der Bau neuer Kasernen 
unter dem klangvollen Namen ‚Neris Terrace Infra-
structure‘ für 3.000 Soldaten. Um den Deutschen die 
Stationierung der EVA-Brigade in Litauen schmack-
haft zu machen, planen die Litauer für die Bundeswehr 
drei kleine ‚Militär-Städte‘.“ Vor diesem Hintergrund 
zeigt sich die litauische Seite optimistisch, relativ bald 
die geforderte Infrastruktur bereitstellen zu können: 
„Litauens Präsident Nauseda versprach den Vorberei-
tungen eine hohe Priorität einzuräumen. Er will tech-
nische und rechtliche Verfahren beschleunigen um bis 
spätestens 2026 Wohngebäude, Übungsplätze, Muniti-
onsdepots, aber auch Schulen und Kindergärten bereit-
zustellen.“ (tagesschau.de, 26.6.2023)

Zielbild Heer – Woher nehmen, wenn nicht stehlen

Auch auf den aktuell laufenden Umbau des Heeres 
dürfte die jetzige Ankündigung einigen Einfluss haben 
– schließlich wurde der NATO zugesagt, bis 2025 
eine, bis 2027 eine zweite und vor 2030 eine dritte 
voll einsatzbereite Bundeswehr-Division (~15-20.000 
Soldat*innen) bereitzustellen (siehe IMI-Analyse 
2022/45). Die im sogenannten „Zielbild Heer“ nieder-
geschriebenen Strukturen zur Umsetzung dieser Pläne 
wurden allerdings von Beginn an als nicht in Stein 
gemeißelt präsentiert. So hieß es zu deren offizieller 
Vorstellung auf der Seite der Bundeswehr Ende März 
2023: „Auf dem Weg der Umsetzung des Zielbilds 
muss sich das Heer darauf einstellen, dass es immer 
wieder zu Anpassungen kommen kann. Diese können 

https://www.stern.de/politik/ausland/so-plant-die-bundeswehr-einen-grossverband-in-litauen-33732382.html
https://www.zeit.de/politik/2023-06/nato-ostflanke-boris-pistorius-litauen-bundeswehr-soldaten-stationierung
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/litauen-bundeswehr-brigade-stellt-verteidigungsministerium-vor-grosse-huerden-a-3f45cab5-8ca7-4351-9275-dcbec46c29f0
https://www.rnd.de/politik/deutsche-soldaten-in-litauen-bundeswehrverband-skeptisch-RH4M4FP7GBCFZHME2DIIK6RBNY.html
https://www.rnd.de/politik/deutsche-soldaten-in-litauen-bundeswehrverband-skeptisch-RH4M4FP7GBCFZHME2DIIK6RBNY.html
https://www.zeit.de/politik/2023-06/nato-ostflanke-boris-pistorius-litauen-bundeswehr-soldaten-stationierung
https://www.zeit.de/politik/2023-06/nato-ostflanke-boris-pistorius-litauen-bundeswehr-soldaten-stationierung
https://www.reservistenverband.de/magazin-loyal/die-neue-ostflanke/
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/litauen-bundeswehr-praesenz-100.html
https://www.imi-online.de/2022/08/16/divisionen-im-eiltempo-2025-2027/
https://www.bundeswehr.de/de/organisation/heer/aktuelles/das-zielbild-des-heeres-5604474
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sich aus den externen Einflussgrößen, […] den opera-
tiven Planungen im Bündnis sowie sich verändernden 
Verantwortlichkeiten der militärischen Organisations-
bereiche ergeben. Hier gilt es bei aller verlässlichen Pla-
nung die erforderliche Flexibilität zu wahren.“ Dieser 
Fall dürfte mit den aktuellen Ankündigungen bereits 
vier Monate später eingetreten sein. Die im „Zielbild 
Heer“ ausformulierten Pläne für die Erfüllung der an 
die NATO gemachten Zusagen sind allerdings bereits 
jetzt ambitioniert. Woher die Truppen und das Mate-
rial für die Brigade in Litauen kommen sollen, wurde 
bisher nicht kommuniziert. Eine bestehende Brigade 
nach Litauen umzuziehen würde die besagten Ziele 
der Einsatzbereitschaft von drei deutschen Divisionen 
wohl auch deutlich über 2030 hinaus torpedieren. Der 
Aufbau einer aus Versatzstücken der anvisierten Struk-
tur zusammengeklaubten neuen Brigade in Litauen 
erscheint daher wahrscheinlich.

Die aktuell im „Zielbild Heer“ vorgesehenen drei 
schweren Brigaden sind ohnehin mit vier anstelle von 
drei Kampfbataillonen geplant. Je ein Panzer- bzw. 
Panzergrenadierbataillon sollte bisher für regelmäßige 
Rotationen nach Litauen bereitstehen. Würden diese 
drei Kampfbataillone – vermutlich je ein Panzerbatail-
lon aus Augustdorf und Hartheim sowie ein Panzergre-
nadierbataillon ebenfalls aus Augustdorf, die erst zum 
1. April 2023 eher auf dem Papier an die neuen schwe-
ren Brigaden angeflanscht wurden – zusammengeführt, 
könnte so der Kern einer neuen Brigade in Litauen 
entstehen. Alles dies steht unter dem Vorbehalt, dass 
sich relevante Teile des benötigten Personals bei Fer-

tigstellung der Infrastruktur in Litauen auch dorthin 
umziehen lassen. Deutlich komplizierter dürfte der 
Aufbau einer neuen Brigade für Litauen im Bereich der 
Kampf- und Führungsunterstützungstruppen werden. 
So hantieren die Strukturpläne des Heeres bereits jetzt 
mit deutlich mehr Einheiten im Bereich Aufklärung, 
Pioniere, Artillerie und Logistik als aktuell vorhanden. 
Daher lässt sich aus den bisher geplanten Strukturen in 
diesem Bereich nichts herausziehen, ohne andere Ziele 
grundsätzlich in Frage zu stellen. Mittel- bis langfri-
stig wären Strukturen unter Einbeziehung von deutlich 
mehr Reservist*innen für die Verbände in Deutschland 
denkbar. So hieß es bereits bei der Verkündung des 
Zielbildes Heer weiter: „In allen Überlegungen wird 
auch die Reserve weiterhin eine Schlüsselrolle spielen.“ 
(Ebd.) Wo die für Litauen benötigten Truppen aber eher 
kurzfristig herkommen sollen, ohne die volle Einsatzbe-
reitschaft von drei deutschen Divisionen für die NATO 
deutlich zu verschieben, bleibt ein Rätsel.Vermutlich 
auch deshalb hat sich Verteidigungsminister Pistorius bei 
seiner Ankündigung explizit zwei Hintertürchen offen 
gelassen. Einerseits hängt der Zeitplan des Umzugs der 
Brigade nach Litauen, wie erwähnt, vom dortigen Fort-
schritt der Bautätigkeiten im Bereich der Infrastruktur 
ab. Und zweitens formuliert Pistorius den grundsätzli-
chen Vorbehalt der Zustimmung der NATO: „Die Kom-
patibilität mit den NATO-Plänen […] ist von zentraler 
Bedeutung. Denn der SACEUR [der militärische Ober-
befehlshaber des Bündnisses] und die NATO müssen 
naturgemäß, angesichts einer sehr langen Ostflanke, das 
Prinzip der militärischen Flexibilität wahren.“ 

Übergabezeremonie der Enhanced Forward Presence am 4. August 2020 mit der Bundeswehr in der Rukla-Kaserne in Litauen. 
Quelle: Ryan Donald / Public Domain.

https://www.reservistenverband.de/magazin-loyal/neue-heeresstruktur/
https://www.bundeswehr.de/de/organisation/heer/aktuelles/neue-kategorie-im-kampf-die-mittleren-kraefte-5594418
https://www.bundeswehr.de/de/organisation/heer/aktuelles/das-zielbild-des-heeres-5604474
https://augengeradeaus.net/2023/06/kampfbrigade-nach-litauen-deutschland-sagt-erstmals-auslands-stationierung-zur-abschreckung-zu-zusammenfassung/
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Die tatsächliche endgültige Entscheidung über die 
vorgestellten Pläne fiel dann im Zuge des NATO-
Gipfels Mitte Juli 2023 in Vilnius. Das war nicht aus-
gemacht, denn ein grünes Licht für den Aufbau einer 
Bundeswehr-Brigade in Litauen würde dann wohl mit 
einer offiziell vereinbarten Verzögerung der deutschen 
Pläne zum Aufbau von drei für die NATO einsatzberei-
ten Divisionen bis 2030 einhergehen. Auf NATO-Ebene 
dürfte allerdings bald die folgenschwere Diskussion im 
Raum stehen, ob auch in Estland und Lettland entspre-
chende NATO-Brigaden – vermutlich mit Truppen aus 
Großbritannien und Dänemark bzw. Kanada und Spa-
nien – aufgebaut werden sollten.

Versenkt: NATO-Russland-Akte

An dieser Stelle würde es den Rahmen sprengen, die 
gesamte Geschichte der gebrochenen westlichen Zusa-
gen rund um das Versprechen, keine Erweiterung der 
NATO vornehmen zu wollen, einmal mehr aufzu-
wärmen (siehe dazu z.B. IMI-Analyse 2023/08). Im 
aktuellen Zusammenhang sollten aber wenigstens die 
möglichen Auswirkungen auf die NATO-Russland-
Grundakte thematisiert werden. Die „Grundakte 
über Gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit 
und Sicherheit zwischen der Nordatlantikvertrags-
Organisation und der Russischen Föderation“ vom 27. 
Mai 1997 war eines der wenigen Zugeständnisse, die 
seitens der NATO im Austausch für Moskaus Akzep-
tanz der im selben Jahr beschlossenen (und 1999 vollzo-
genen) ersten NATO-Osterweiterung gemacht wurden. 
Der wohl wesentlichste Bestandteil der Grundakte 
besteht in der Zusicherung, dass das Bündnis künftig 

seine Sicherheitsaufgaben „eher dadurch wahrnimmt, 
dass es die erforderliche Interoperabilität, Integration 
und Fähigkeit zur Verstärkung gewährleistet, als dass 
es zusätzlich substantielle Kampftruppen dauerhaft sta-
tioniert.“

Richtig ist zwar, dass die Grundakte diese Zusiche-
rung vom „gegenwärtigen und vorhersehbaren Sicher-
heitsumfeld“ abhängig macht, dennoch waren viele 
Akteure nicht zuletzt in der Bundesregierung lange 
darum bemüht, wenigstens den Schein zu wahren. 
Denn eigentlich war die Grundakte spätestens mit dem 
Beschluss zur Stationierung der NATO-Bataillone 
2016 Geschichte – man behalf sich deshalb damit zu 
argumentieren, bei vier Bataillonen handele es sich 
noch nicht um substanzielle Kampftruppen und auf-
grund des Rotationsverfahrens könne auch nicht von 
einer dauerhaften Stationierung gesprochen werden. 
Diese Argumentation lässt sich nun beim besten 
Willen nicht mehr aufrechterhalten.  Faktisch wird die 
Grundakte damit endgültig versenkt. So manch einem 
Politiker scheint diese Entwicklung gerade recht zu 
kommen. Fritz Felgentreu etwa, der von 2013 bis 2021 
als einer der prominentesten SPD-Verteidigungspoli-
tiker im Bundestag saß, twitterte: „Die Grundakte ist 
doch längst in der Tonne. Ich würde nicht einmal auf 
die formale Feststellung noch Energie verschwenden.“ 
Und für seinen Parteikollegen, den ehemaligen Wehr-
beauftragten Hans-Peter Bartels, ist die Grundakte nur 
noch „Makulatur“. 

Reißleine gegen Hochrüstung

Der Neue Kalte Krieg macht derzeit vieles möglich, 
wer wäre vor nicht allzu langer Zeit auf den Gedanken 
gekommen, deutsche Soldat*innen könnten im Aus-
land Militärbasen errichten, wie sie vor allem von den 
USA bekannt sind?

Wie und in welchem Zeitraum die nun angekün-
digten Pläne dann tatsächlich umgesetzt werden, steht 
aktuell noch in den Sternen. Die grundsätzliche Rich-
tung ist allerdings überaus Besorgnis erregend. Es ist 
dringend notwendig, dass endlich die Reißleine gezo-
gen wird, um dem immer weiter eskalierenden Hochrü-
sten ein Ende zu setzen!

Hinweisschild auf den Militärübungsplatz Gaižiūnai angren-
zend an die Stadt Rukla in Litauen. Quelle: Wikipedia/ 
Vilensija. 

https://www.imi-online.de/2023/02/22/der-ukraine-krieg/
https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_25468.htm?selectedLocale=de
https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_25468.htm?selectedLocale=de
https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_25468.htm?selectedLocale=de
https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_25468.htm?selectedLocale=de
https://twitter.com/fritzfelgentreu/status/1673418692539871246
https://www.br.de/nachrichten/deutschland-welt/die-bundeswehr-im-baltikum-was-pistorius-damit-bezweckt,TiOwvzj
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Seit Beginn des russischen Angriffskriegs in der Ukraine 
macht das Balkanland Bulgarien Schlagzeilen. Da Bul-
garien neben dem intensiven Anbau von Rosen auch die 
größte Produktion von Munition sowjetischer Bauart in 
Europa beherbergt, wurden die Exportschlager der bul-
garischen Wirtschaft medial zuletzt häufig unter dem 
Titel „Guns N‘ Roses“ besprochen. Die neue Züricher 
Zeitung berichtete im Mai 2023 davon, dass der älteste 
bulgarische Rüstungsbetrieb Arsenal im Herbst 2022 
die Zahl der zuvor 8000 Mitarbeiter*innen um weitere 
1000 aufgestockt habe und dass Anwohner*innen anga-
ben, dass zurzeit jeder eine Stelle bei Arsenal finden 
könne, wohingegen lokale Rosenzüchter*innen über 
fehlende Arbeitnehmer*innen klagten.1 Mittlerweile ist 
bekannt, dass Waffenlieferungen in die Ukraine zwar 
bis Ende 2022 von der Übergangsregierung in Bulga-
rien offiziell abgelehnt wurden, zeitgleich aber Rekord-
mengen von Munition und eine beträchtliche Menge an 
Treibstoff in die Ukraine geliefert wurden, die zu einer 
beispiellosen Konjunktur der bulgarischen Rüstungsin-
dustrie führten.2 

Indirekte Waffenexporte

Vor allem bei der Lieferung von Munition sowjetischer 
Bauart, die von der ukrainischen Armee verwendet 
wird, taten sich bulgarische Unternehmen seit Beginn 
des russischen Angriffskriegs in der Ukraine hervor. 
Wie sehr sich der Umsatz bulgarischer Rüstungsun-
ternehmen steigerte, veranschaulichen Informationen 
des ehemaligen Leiters des bulgarischen Rüstungs-
unternehmens Kintex, Alexander Mihailow, der im 
Gespräch mit Euractiv angab, dass es im Kontext des 
Ukraine-Kriegs von Februar 2022 bis Ende Oktober 
2022 bereits Waffenexportgenehmigungen im Wert 
von über 2 Milliarden Euro gegeben habe. „Bis jetzt 
hatten wir also ein Wachstum von 100 Prozent im Ver-
gleich zu den Spitzenjahren des Unternehmens. Dieses 
Jahr könnte mit einem Umsatzwachstum von 150 
Prozent oder sogar 200 Prozent im Vergleich zu den 

stärksten Jahren des militärisch-industriellen Komple-
xes enden, was der bulgarischen Wirtschaft und dem 
Staatshaushalt in Krisenzeiten erhebliche Einnahmen 
beschert“, so der ehemalige Leiter des Schwesterun-
ternehmens des staatlichen Rüstungsbetriebs VMZ.3 
Die Lieferungen seien hauptsächlich über Rumänien, 
Ungarn und Polen erfolgt, so Mihailow, wobei sich der 
Flughafen Rzeszów in Polen in unmittelbarer Nähe zur 
ukrainischen Grenze als zentrale Logistikdrehscheibe 
hervorgetan habe. In den ersten 120 Tagen des Krieges 
habe es 60 Frachtflüge mit Waffen von bulgarischen 
Flughäfen zu dem mit Patriot-Luftabwehrsystemen 
gesicherten Flughafen Rzeszów mit einer durchschnitt-
lichen Frachtkapazität von 70-80 Tonnen pro Flug-
zeug, gegeben. Vor dem Krieg in der Ukraine seien 
etwa Rumänien und Polen keine Kunden von bulgari-
schen Unternehmen gewesen, weswegen es nahe liege, 
„(…) dass bulgarische Hersteller und Händler Waffen 
in mitteleuropäische Länder exportieren, die dann an 
die Ukraine weiterverkauft werden“, so Mihailow. Die 
Lieferungen erfolgten laut Mihailow „wahrscheinlich 
nachts, wenn es schwieriger ist, von der Satelliten-
überwachung entdeckt zu werden, oder mit atypischen 
Transportmitteln, zum Beispiel Kühltransportern, um 
den Eindruck zu erwecken, dass Lebensmittel geliefert 
werden“, auf dem Landweg über Polen und Rumänien, 
um den Transport vor dem russischen Geheimdienst zu 
verbergen. Auch eine beträchtliche Menge an Treib-
stoff wurde von Bulgarien in die Ukraine geliefert. Im 
Dezember 2022 erließ die Europäische Kommission 
aufgrund des Krieges in der Ukraine eine bis Ende 
2024 gültige Ausnahmeregelung für Länder, die „auf-
grund ihrer geografischen Lage in besonderer Weise 
von russischen Lieferungen abhängig sind und über 
keine praktikablen Alternativen verfügen“, die es Bul-
garien erlaubt, trotz der allgemeinen Sanktionen gegen 
Russland, „aus russischem Öl hergestellte Produkte in 
Höhe der Durchschnittswerte der letzten fünf Jahre in 
die Ukraine zu exportieren.“ Berichten von Euractiv 
zufolge exportierte Bulgarien von Januar bis Novem-
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